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Rechtsgrundlagen 
 
1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 
(BGBl. I 2025 I Nr. 348) geändert worden ist.  

 
2. Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)  

 
3. Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. I 1991 S.58), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I S. 189) 
 
4. Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 16.03.2026 

(GBI. 2026 Nr.44) 
 

 

Allgemeine Angaben 
Der genaue räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil zum 
Bebauungsplan. 

Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes bisher 
bestehenden planungsrechtliche Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften sowie frühere 
baupolizeiliche Vorschriften der Stadt Erbach werden aufgehoben und durch die 
zeichnerischen und textlichen Festsetzungen dieses Bebauungsplanes ersetzt. Der 
Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften werden also für den gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Wetterkreuz II“ neu aufgestellt. 

 
 
 
 

Anlagen zum Bebauungsplan:  

• Artenschutz. Stadt Erbach, Stadtteil Ersingen, zum Bebauungsplan „Wetter-
kreuz“ Teil II (Bio Büro Schreiber), Stand 16.12.2025 

• Baugrundbeurteilung und geotechnische Beratung sowie hydrogeologische Unter-
suchungen (SCHIRMER- Ingenieurgesellschaft mbH), Stand 20.03.2020 

• Beprobung von Bodenaushub. Erschließung des Neubaugebiets „Wetterkreuz IV“ in 
Ersingen. (SCHIRMER- Ingenieurgesellschaft mbH), Stand 20.03.2020 

• Lärmschutz Wetterkreuz II Erbach Ersingen (ISIS Ingenieurbüro für Schallimmissi-
onsschutz), Stand Juni 2022 

• Lärmschutz Wetterkreuz II, Erbach-Ersingen Ergänzung Festplatz (ISIS Ingenieur-
büro für Schallschutz), Stand 16.09.2025 
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A Planungsrechtliche Festsetzungen 
In Ergänzung der Planzeichnung und Eintragung wird festgesetzt: 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1-15 BauNVO) 

1.1 Allgemeines Wohngebiet WA (§ 4 BauNVO)  

Zulässig (§ 4 (2) BauNVO):  

• Wohngebäude 
• Nicht störende Handwerksbetriebe 
• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 

 

Ausnahmsweise zulässig: 
• Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
• Anlagen für sportliche Zwecke 

 

Nicht zulässig:  

• Gemäß § 1 (5) BauNVO sind die gemäß § 4 (2) BauNVO zulässigen Nutzungen 
- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden sowie Schank- und Speise-
wirtschaften– nicht zulässig. 

• Gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO sind die gemäß § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen – Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für Ver-
waltung, Gartenbaubetriebe, Tankstellen – nicht Bestandteil des Bebauungspla-
nes. 

 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 und 3 BauGB i.V.m. §§ 18-19 BauNVO) 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die maximale Grundflächenzahl (GRZ), die 
Höhenlage der baulichen Anlage, die maximale Höhe der baulichen Anlagen bestimmt. 

2.1 GRZ Grundflächenzahl (§ 16 (2) Nr. 1 und § 19 BauNVO) 

Gemäß Eintrag in der Nutzungsschablone wird die Grundflächenzahl entsprechend den 
Einschrieben in der Planzeichnung in dem Baugebiet WA 1, WA 2 und WA 3 mit 0,4 als 
Höchstmaß festgesetzt. 

2.2 Höhenlage der baulichen Anlage (§ 9 (1) BauGB i.V.m. § 9 (3) BauGB und § 18 BauNVO) 

Die Höhenlage der Erdgeschosse wird durch die Festsetzung der 
Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) gemäß Planeintrag festgelegt; sie dient zugleich als 
Bezugspunkt für die Höhe der baulichen Anlagen gemäß § 18 BauNVO. 

Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) ist gemäß Planeintrag in Normalhöhennull (NHN) 
festgesetzt. 

Die im Planeintrag festgesetzte Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) darf bis zu maximal 0,3 
m überschritten sowie bis zu maximal 0,3 m unterschritten werden.  

2.3 Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 (2) Nr. 4 und § 18 BauNVO) 

Die Höhe der baulichen Anlage wird gemäß Planeintrag durch eine maximale Gebäudehöhe 
(GH max.)  für Flachdächer (FD) und maximale Wandhöhe (WH max.) für Satteldächer (SD) 
festgesetzt. 

Die maximale Wandhöhe für Satteldächer (WH max.) wird vom Schnittpunkt der Außen-
wand mit der äußeren Dachhaut senkrecht bis zur tatsächlichen Erdgeschossfußbodenhöhe 
(EFH) unter Berücksichtigung der zulässigen Über- und Unterschreitungen (nach 2.2) ge-
messen 
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Die maximale Gebäudehöhe für Flachdächer (GH max.) wird vom höchsten Punkt der Attika 
bzw. dem höchsten Punkt des Gebäudes senkrecht bis zur tatsächlichen Erdgeschossfuß-
bodenhöhe (EFH) unter Berücksichtigung der zulässigen Über- und Unterschreitungen 
(nach 2.2) gemessen. 

2.4 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 (1) Abs. 6 BauGB) 

In WA 1 sind je Wohngebäude maximal zwei Wohnungen zulässig.  
 

3. Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
o – offene Bauweise:  

In WA 1 sind nur Einzelhäuser E zulässig. 

In WA 2 sind nur Einzelhäuser und Doppelhäuser E / DH zulässig.  

 

a – abweichende Bauweise: 

In WA 3 ist die offene Bauweise mit seitlichem Grenzabstand als Einzelhäuser, Doppelhäu-
ser oder Hausgruppen und zudem eine einseitige und beidseitige Grenzbebauung für eine 
Kettenbauweise zulässig: 

Ein Kettenhaus besteht in diesem Sinne aus einem Hauptgebäude (Wohnhaus) und einem 
direkt angebauten, baulich untergeordneten Verbindungselement (Garage, Carport oder 
Nebengebäude).  

Bei der einseitigen Grenzbebauung ist das Hauptgebäude an einer seitlichen Grund-
stücksgrenze „Wand an Wand“ an das Verbindungselement (Garage/Carport) des Nachbar-
grundstücks anzubauen. Auf der gegenüberliegenden Grundstücksgrenze ist das eigene 
Verbindungselement (Garage/Carport) an das Hauptgebäude des dortigen Nachbarn anzu-
bauen.  

Bei der beidseitigen Grenzbebauung erstreckt sich das Hauptgebäude zwischen den seit-
lichen Grenzen. Abweichend zu Hausgruppen mit Reihenhäusern ist ein Vor- und zurück-
springen der vorderen Fassadenflucht zulässig.  

 

4. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 (1,3) BauNVO) 
Baugrenzen 

Entsprechend Planeintrag werden Baugrenzen festgesetzt. 

 

5. Nebenanlagen und Garagen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 12 und 14 BauNVO und § 23 
(5) BauNVO) 
Nebenanlagen als Gebäude und Garagen sind zwischen Baugrenzen und festgesetzten öf-
fentlichen Verkehrsflächen unzulässig. 

 

6. Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 4, 11 BauGB) 

6.1 Straßenverkehrsflächen 

Gemäß Planeintrag werden öffentliche Straßenverkehrsflächen festgesetzt. Die Einteilung 
der Straßenverkehrsfläche ist nicht Bestandteil der Festsetzungen und hat lediglich 
hinweisende Funktion.  

Gemäß Planeintrag werden private Straßenverkehrsflächen festgesetzt. Die private 
Verkehrsfläche dient und gewährleistet die Erschließung der südlichen Grundstücke.  
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6.2 Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung: F+R 

Gemäß Planeintrag werden Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung Fuß- und 
Radwege festgesetzt.  

6.3 Verkehrsgrün 

Gemäß Planeinschrieb wird Verkehrsgrün, als Bestandteil der öffentlichen Verkehrsflächen, 
festgesetzt. 

 

7. Flächen mit besonderem Nutzungszweck § 9 (1) Nr.9 i.V.m. § 9 (2) BauGB 

7.1 Böschung zur Randausbildung  

Fläche mit besonderem Nutzungszweck bis zum Eintritt einer angrenzenden Gebietsent-
wicklung § 9 (1) Nr.9 i.V.m. § 9 (2) BauGB.  

Auf der Fläche ist eine Böschung zum Ausgleich des Höhenunterschieds zwischen Bauge-
bietsfläche und Bestandsweg auszubilden. Bei einer westlich angrenzenden Gebietsent-
wicklung und Ausgleichung der Höhenlage entfällt die Fläche besonderer Nutzungszweck 
zugunsten einer zukünftigen Baugebietsfläche; Folgenutzung allgemeines Wohngebiet.  

Die Fläche ist mit autochthonem Saatgut aus dem Produktionsraum Nr. 8 Alpen und Alpen-
vorland und dem Ursprungsgebiet Nr. 17 Südliches Alpenvorland (oder alternativ aus dem 
benachbarten Produktionsraum Nr. 7 Süddeutsches Berg- und Hügelland und dem Ur-
sprungsgebiet Nr. 13 Schwäbische Alb) zu begrünen und als Magerwiese zu entwickeln und 
zu pflegen. Mahd 1-2x jährlich, keine Düngung.  

Die Grünfläche ist von jeglicher Bebauung freizuhalten. 

 

8. Flächen für Versorgungsanlagen (§ 9 (1) Nr. 12 BauGB) 

8.1 Versorgungsfläche für elektrischen Strom  

Gemäß Planeinschrieb wird eine Versorgungsfläche für eine Trafo- bzw. Umspannstation 
festgesetzt.  

 

9. Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung (§ 9 (1) Nr. 14 BauGB) 

9.1 Fläche für Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 

Gemäß Planeinschrieb wird eine Fläche für Rückhaltung und Versickerung von 
Niederschlagswasser festgesetzt.  

 

10. Öffentliche Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB) 

10.1 Öffentliche Grünfläche ÖG1 – Zweckbestimmung Retention 

Gemäß Planeinschrieb wird eine öffentliche Grünfläche ÖG1 mit der Zweckbestimmung Re-
tention festgesetzt. Die Grünfläche ist von jeglicher Bebauung freizuhalten. Anlagen zur Ver-
sickerung/Verdunstung von Niederschlagswasser sind zulässig. 

Ziff. 11.3 ist zu beachten. 

 

11. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
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Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

11.1 Dachbegrünung 

Die Dachflächen von Flachdächern sind zu begrünen. 

Die Dachflächen von flachen und geneigten Dächern bis 15° Dachneigung von 
Nebengebäuden, Garagen und Carports sind zu begrünen. 

Die Begrünung ist mit einer Substratstärke von mindestens 10 cm auszuführen. Die 
Funktion der Dachbegrünung ist dauerhaft zu gewährleisten. 

Die Verpflichtung zur Dachbegrünung besteht auch unabhängig von auf dem Dach 
aufgestellten Solaranlagen.  

11.2 Maßnahmen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 

Das auf den versiegelten Flächen der Baugrundstücke anfallende unbelastete 
Oberflächenwasser ist, sofern es nicht der Brauchwassernutzung zugeführt wird, über die 
belebte Bodenschicht in angrenzend unversiegelten Grundstücksbereichen zu versickern 
und überschüssiges Oberflächenwasser ist dem Regenwasserkanal zuzuleiten.  

11.3 Maßnahmenfläche MF – Regenwasserrückhaltebecken  

Innerhalb der Fläche MF sind Anlagen für eine oberflächige Versickerung, Rückhaltung und 
Ableitung von unbelastetem Oberflächenwasser anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. 
Die Flächen sind entsprechend den wasserwirtschaftlichen Anforderungen anzulegen und 
naturnah zu gestalten und zu entwickeln. In den Randbereichen sind Hochstaudenfluren 
und Gehölzgruppen zu entwickeln. Das Anpflanzen von Bäumen ist zulässig. 

Es ist autochthones Saatgut aus dem Produktionsraum 8 „Alpen und Alpenvorland“ sowie 
dem Ursprungsgebiet 17 „Südliches Alpenvorland“ (oder alternativ aus dem benachbarten 
Produktionsraum Nr. 7 Süddeutsches Berg- und Hügelland und dem Ursprungsgebiet Nr. 13 
Schwäbische Alb) zu verwenden. 

Für Anpflanzungen gelten zum Zeitpunkt der Pflanzung folgende Mindestqualitäten: 

Strauchpflanzungen Mindestgröße von: 100-150 cm 

Baumpflanzungen Mindestgröße von: Hochstamm, StU > 16 cm in 1 m Höhe 

11.4 Erdüberdeckung 

Teile der oberen Decke von Tiefgaragen und die nicht überbauten Bereiche von baulichen 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche sind mit mindestens 60 cm Erdüberdeckung aus-
zuführen.  

 

12. Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und Flächen für das 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) Nr. 25a 
und b BauGB) 
Allgemein gilt: 

Bei Anpflanzungen  

Auf die Vorschlagsliste zur Artenverwendung (siehe Textteil D) wird verwiesen. Alle 
Anpflanzungen und bestehenden Gehölze sind dauerhaft zu pflegen, zu erhalten und bei 
Abgang zu ersetzten. Das Anpflanzen von Nadelgehölzen (z.B. Thuja), mit Ausnahme von 
Eiben, ist im gesamten Plangebiet unzulässig. 

Die einzelnen Gehölzarten sind vor Anpflanzung auf ihre Standorteignung und Verwendung 
zu prüfen. Auf eventuelle Konflikte zwischen früchtetragenden Gehölzen und dem ruhenden 
Verkehr wird hingewiesen. Für Baumpflanzungen im Straßenraum wird auf die GALK-
Straßenbaumliste verwiesen.  

Für Baumpflanzungen gilt eine Mindestqualität zum Zeitpunkt der Pflanzung von: 
Hochstamm, StU > 16 cm, in 1 m Höhe. 
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Für Strauchpflanzungen gilt eine Mindestqualität zum Zeitpunkt der Pflanzung von: Höhe 
100-150 cm. 

Die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen sind innerhalb eines Jahres nach Abschluss der 
Baumaßnahmen umzusetzen.  

12.1 Pfg 1 - Einzelpflanzgebot Straßenbäume 

An den im Plan gekennzeichneten Standorten ist je ein Einzelbaum anzupflanzen, dauerhaft 
zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die Baumstandorte sind mit einer 
Grünfläche/Baumscheibe von mindestens 5 m2 auszustatten und vor Überfahren zu 
schützen. Es ist ein ausreichend durchwurzelbarer Raum sicherzustellen 
(Baumgrubenvolumen mindestens 12 m3). Im Zuge der Ausführungsplanung kann von den 
festgesetzten Standorten in der Planzeichnung bis zu max. 5,0 m abgewichen werden.  

12.2 Pfg 2 - Flächiges Pflanzgebot Randeingrünung  

Innerhalb der Pflanzfläche Pfg 2 sind mindestens 75% mit frei wachsenden, 
standortgerechten Sträuchern und Laubgehölzen zu bepflanzen und dauerhaft zu 
unterhalten. Eine durchgängige lockere Bepflanzung mit Gehölzen am Siedlungsrand ist zu 
gewährleisten. Die Abstände zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen sind 
gemäß NRG zu berücksichtigen. Die Pflanzfläche Pfg 2 ist von jeglicher Bebauung 
freizuhalten.  

12.3 Pfg 3 - Anpflanzen von Bäumen auf Baugrundstücken   

Je angefangene 300 m2 Grundstücksgröße ist mindestens 1 hochstämmiger Laub- oder 
Obstbaum aus der Vorschlagsliste unter Ziffer D zu pflanzen.   

Die in der Planzeichnung festgesetzten Einzelpflanzbindungen können auf die Anzahl der 
zu pflanzenden Bäume angerechnet werden.  

12.4 Pfb1 – Einzelpflanzbindung Bäume 

Die im Bebauungsplan als zu erhalten festgesetzten Einzelbäume sind dauerhaft zu 
erhalten, zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen.  

 

13. Nachrichtliche Übernahme § 9 (6a) BauGB 
Das Plangebiet ist bei einem extremen Hochwasserereignis (HQextrem) betroffen. Bei ei-
nem Extremhochwasser wird im östlichen Teilbereich eine kleine Fläche überflutet. Dies 
wird nachrichtlich übernommen.  
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B Örtliche Bauvorschriften 

1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

1.1 Dach- und Fassadengestaltung 

Dachform/ Dachneigung der Hauptgebäude: 

Für die Hauptgebäude in dem Gebiet WA 2 und WA 3 sind Flachdächer mit einer 
Dachneigung von 0 - 5 ° zulässig. 

Für die Hauptgebäude in den Gebieten WA 1 sind Satteldächer mit einer Dachneigung von 
30 - 40 ° zulässig. 

 

Material der Dacheindeckung und Fassadenbekleidung der Hauptgebäude: 

Geneigte Dächer sind mit Ziegel- oder Betondachsteinen in rotem, braunem oder grauem 
Farbton auszuführen, glänzende Dachsteine sind unzulässig. 

Flachdächer sind zu begrünen (siehe Ziff. A. 11.1). 

Die Verwendung unbeschichteter Metallabdeckungen aus Blei, Kupfer und Zink für Dach-
flächen und Fassadenbekleidung ist nur zulässig, wenn das hierüber abgeleitete Oberflä-
chenwasser vor Zuleitung zu Versickerungsflächen vorbehandelt wird, um möglicherweise 
ausgeschwemmte Schwermetalle abzutrennen. 

 

2. Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

2.1 Unbebaute Flächen sowie Stellplätze und Zufahrten 

Nicht überbaute und nicht der Erschließung dienende Flächen sind gärtnerisch anzulegen 
und dauerhaft zu unterhalten. 

Stellplätze und Zufahrten, sowie alle anderen befestigten Flächen auf den 
Privatgrundstücken, sind wasserdurchlässig herzustellen. 

 

3. Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
Einfriedungen sind als geschnittene oder freiwachsende Hecken zulässig. Sie sind von 
öffentlichen Verkehrsflächen mindestens 0,5 m abzurücken.  

Zäune sind nur bis zu einer Höhe von 1,2 m und innen liegend hinter den Hecken zulässig. 

 

4. Werbeanlagen (§ 74 (1) Nr. 2 LBO) 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und als Hinweis auf Handwerk und Beruf 
zulässig.  

Werbeanlagen dürfen nur im Bereich des Erdgeschosses angebracht werden und eine 
Größe von max. 0,5 qm nicht überschreiten.  

Werbeanlagen in Form von Wechsellicht, Lauflicht, elektronischen Laufbändern, Boostern, 
Videowänden oder Webeanlagen mit dynamischen oder beweglichen Teilen sowie Fahnen 
sind unzulässig.  

Freistehende Werbeanlagen sind unzulässig. 
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5. Stellplatzverpflichtung (§ 74 (2) Nr. 2 LBO i.V.m. § 37 (1) LBO) 
Im Geltungsbereich wird die Stellplatzverpflichtung für Wohnnutzung wie folgt erhöht:  

• für Wohnungen  bis 40 qm Wohnfläche:    1,0 Stellplätze 

• für Wohnungen  über 40 qm und bis 75 qm Wohnfläche:  1,5 Stellplätze 

• für Wohnungen  über 75 qm Wohnfläche:    2,0 Stellplätze 
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C Hinweise 

1. Denkmalschutz/ Bodenfunde 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder 
Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer 
Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde 
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, 
Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des 
vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die 
Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. 
Zuwiderhandlungen werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der 
Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen 
Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber schriftlich in 
Kenntnis gesetzt werden. 

 

2. Bodenschutz 
Auf die allgemeinen Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) vom 
17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 
2021 (BGBI. I S. 306) geändert worden ist, zum Schutz, der Sicherung und der 
Wiederherstellung des Bodens wird hingewiesen. 

Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen und anderen Veränderungen der 
Erdoberfläche ist entsprechend § 1 des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) 
nachhaltig die Funktion des Bodens zu sichern oder wiederherzustellen. Es ist frühzeitig 
eine sinnvolle Verwertung des anfallenden Bodenmaterials zu planen.  

Es wird empfohlen, die nicht überbauten und nicht befestigten Grundstücksflächen 
landschaftsgärtnerisch zu gestalten und dauerhaft zu unterhalten.  

Anfallender Erdaushub (getrennt nach Ober- und Unterboden) hat im Baugebiet soweit wie 
möglich zu verbleiben und ist dort wieder zu verwenden bzw. einzubauen. Es ist auf einen 
sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu achten. Gemäß § 202 BauGB ist 
Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu 
schützen sowie auf dem Grundstück wieder zu verwenden oder einer landwirtschaftlichen / 
gärtnerischen Nutzung zuzuführen.  

Auch für Mutterboden in Gartenflächen, die für Bauzufahrten/ Baulager/ 
Baustelleneinrichtungen u.ä. in Anspruch genommen werden, besteht Sicherungspflicht. 

Bei Ausbau, Zwischenlagerung und Einbau von Ober- und Unterboden sind die Hinweise 
der Informationsschrift des Ministeriums für Umwelt Baden-Württemberg "Erhaltung 
fruchtbaren und kultur-fähigen Bodens bei Flächeninanspruchnahme" zu beachten.  

Altlastenverdachtsflächen sind gesondert entsprechend den geltenden gesetzlichen 
Vorgaben zu behandeln.  

Auf die §§ 4 und 7 des Bundes-Bodenschutzgesetzes wird hingewiesen.  

In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Bereichen sind Bodenverdichtungen zu 
vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor erheblichen und nachhaltigen 
Veränderungen zu schützen. Baustoffe, die zu einer Schadstoffbelastung von Wasser und 
Boden führen können, sind nicht zu verwenden.  

Nähere Ausführungen zum Vorgehen enthält die DIN 18915 Blatt 3, 19639 und 19731 
bezüglich des Bodenabtrags und der Oberbodenlagerung.  

Die Anforderungen des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes sind zu berücksichtigen.  

 

3. Bodenbelastungen 
Innerhalb des Plangebietes liegen gemäß Altlastenkataster keine Altlasten oder 
altlastenverdächtige Flächen vor.  
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Bekannte, vermutete sowie gefundene Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die 
Gesundheit von Menschen, bedeutende Sachwerte oder erhebliche Beeinträchtigungen des 
Naturhaushalts nicht ausgeschlossen werden können, sind der untere Bodenschutzbehörde 
zu melden.  

Unbrauchbare und/ oder belastete Böden sind von verwertbarem Bodenaushub zu trennen 
und einer Aufbereitung oder einer geordneten Entsorgung zuzuführen. 

Soweit im Rahmen der Baumaßnahme Niveauausgleichsmaßnahmen, Verfüllungen oder 
Auffüllungen durchgeführt werden, darf nur unbelasteter kulturfähiger Bodenaushub zum 
Einsatz kommen. Es dürfen ausschließlich Materialien zum Einsatz kommen, die nach der 
Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung die Vorsorgewerte für Böden bzw. den 
Zuordnungswert Z 0 der Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums für die Verwertung 
von als Abfall eingestuftem Bodenmaterial (VwV Boden) einhalten. Auf technische 
Detailvorgaben der VwV Boden wird hingewiesen. 

Zertifizierte Sekundärrohstoffe (Recyclingbaustoffe mit Produktstatus) dürfen nach der 
Maßgabe des Erlasses des Umweltministeriums Baden-Württemberg über „vorläufige 
Hinweise zum Einsatz von Baustoffrecyclingmaterial“ vom 13.04.2004 dort verwertet 
werden, wo dies bautechnisch notwendig und die natürlichen Bodenfunktionen nicht im 
Vordergrund stehen. 

Andere Materialien, z.B. Bauschutt, Recyclingmaterial oder Bodenaushub über Z 0 nach 
VwV Boden dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung der zuständigen 
Fachbehörde beim Landratsamt zur Auffüllung verwendet werden. 

 

Mit Inkrafttreten der Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) wurden neue 
Bezeichnungen für mineralische Ersatzbaustoffe eingeführt. 

An die Stelle der bislang verwendeten Z-Werte traten ab 1. August 2023 für Bodenmaterial 
und Baggergut die Werte für BM und BG, für aufbereiteten Recycling-Baustoff gelten 
zukünftig die RC-Werte (RC-1, RC-2 und RC-3). 

Eine Orientierungshilfe zur Zuordnung der Bezeichnungen von den Z-Werten nach der 
„VwV Boden“ oder den „Vorläufigen Hinweisen zum Einsatz von 
Baustoffrecyclingmaterial“ zu den Materialklassen nach ErsatzbaustoffV gibt das Schreiben 
“Übergang von Z-Werten zu den Bezeichnungen nach ErsatzbaustoffV bei bestehenden 
Anlagen zur Lagerung und Behandlung von mineralischen Abfällen nach Nr. 8 des Anhangs 
1 zur 4. BImSchV“ des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-
Württemberg vom 20.06.2023. 

Zum Zeitpunkt der Erschließungsmaßnahme sind die dann gültigen Verordnungen bei der 
Deklaration und Entsorgung zu beachten. 

 

4. Baugrundverhältnisse 
Für Bauvorhaben werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 
bzw. DIN 4020 empfohlen. 

4.1 Ingenieurgeologie 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich Rheingletscher-Niederterrassenschottern und 
Niedermoorablagerungen. Im Bereich von anthropogenverändertem Gelände muss lokalen 
Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, 
gerechnet werden. Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des 
Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen 
bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann 
bauwerksrelevant sein.  
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4.2 Baugrundbeurteilung und geotechnische und hydrogeologische Untersuchung   

Allgemeine Aussagen zum Baugrund sind dem Gutachten Baugrundbeurteilung und geo-
technische Beratung sowie hydrogeologische Untersuchungen vom 20.03.2020 sowie dem 
Prüfbericht vom 20.03.2020 der SCHIRMER Ingenieurgesellschaft mbH zu entnehmen. 
Hierfür wurde eine geotechnische Untersuchung durchgeführt und die bautechnischen Fol-
gerungen für den Straßen- und Kanalbau dargelegt.  

Zur Erkundung des Baugrunds wurden 6 Schürfgruben bis zu einer Tiefe von 3,3 m ange-
legt und beurteilt.  

Aus den relevanten Bodenschichten wurden Proben entnommen und analysiert. 

Bei dem angetroffenen Aushub handelte es sich durchwegs um gewachsenen Boden, der 
im oberen Bereich aus Decklehmen bestand. Darunter stand Schotter (Kies) an, der bis zur 
Endtiefe reichte. Organoleptische Auffälligkeiten (Fremdbestandteile, Fremdgeruch) waren 
bei allen Schürfen nicht wahrnehmbar.  

Die überwiegenden Proben können auf Grundlage der gutachterlichen Beurteilung als unbe-
denklich eingestuft und der Boden dieses Bereichs uneingeschränkt wiederverwendet wer-
den. Aufgrund des Gehalts an Arsen bei teilweisem Untersuchungsmaterial wurde die Probe 
mit dem Zuordnungswert Z1.1 bewertet. 

 

5. Erdbebenzone 
Die Baufläche liegt in der Erdbebenzone 0 und im Bereich der Untergrundklasse T. Darüber 
hinaus sind die Schotter der Baugrundklasse C zuzuordnen. Diese Einteilung stützt sich auf 
den Nationalen Anhang der DIN EN 1998-1 „Auslegung von Bauwerken gegen 
Erdbeben“ vom Januar 2011 sowie die Karte der Erdbebenzonen und geologischen 
Untergrundklassen für Baden-Württemberg, herausgegeben vom Innenministerium Baden-
Württemberg, 1. Auflage 2005.  

 

6. Boden- und Grundwasserschutz 
Erdwärmesonden und Grundwasserentnahmen für den Betrieb von Wärmepumpen für die 
Gebäudebeheizung sind generell beim Landratsamt Alb-Donau-Kreis anzuzeigen und 
bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Auskünfte erteilt der Fachdienst Umwelt- und 
Arbeitsschutz beim Landratsamt Alb-Donau-Kreis. 

Für eine Grundwasserhaltung bzw. Grundwasserabsenkung während der Bauzeit ist nach § 
43 Absatz 2 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) beim Landratsamt Alb-Donau-
Kreis eine wasserrechtliche Erlaubnis rechtzeitig zu beantragen.  

 

7. Gebietsentwässerung 

7.1 Abwasser 

Für das Gebiet ist ein Entwässerungskonzept der geordneten Abwasserbeseitigung unter 
Berücksichtigung der Niederschlagswasserbeseitigung nach § 46 des Wassergesetzes 
(WG) und § 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vorzusehen. Die Entwässerungs-
planung ist mit der Unteren Wasserbehörde rechtzeitig abzustimmen.  

Das anfallende Oberflächenwasser wird im Trennsystem der östlich liegenden Retentions-
fläche zugeführt.  

Um die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt abschätzen zu können, ist eine Wasser-
bilanz gemäß dem Regelwerk DWA-M 102-4 zu erstellen. Die Ergebnisse der Wasserbilan-
zierung sind in der Entwässerungsplanung des Baugebiets zu berücksichtigen. 

Die Entwässerungsplanung ist der unteren Wasserbehörde rechtzeitig vor Baubeginn zur 
Herstellung des Benehmens nach § 48 Abs. 1 WG bzw. zur Erteilung einer wasserrecht-
lichen Erlaubnis nach § 8 WHG vorzulegen. 
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7.2 Hinweis zur Grundstücksentwässerung 

Für die Grundstücksentwässerung kann durch die festgesetzte Höhenlage überwiegend 
eine Freispiegelentwässerung erreicht werden. Für die südlichen Grundstücke in WA 1 am 
Gebietsrand sind ggf. Pumpwerke erforderlich. 

Die Möglichkeit der Freispiegelentwässerung ist für das Gesamtgebiet jeweils vom Bau-
herrn/Vorhabenträger grundstücksbezogen zu prüfen.  

 

8. Artenschutz 

8.1 Bauzeitenbeschränkung zur Erschließung 

Notwendige Fäll-, Rodungs-, und Schnittarbeiten zur Baufeldfreimachung sind nur 
außerhalb der Vogelbrutzeit zulässig. Die Vogelbrutzeit reicht vom 1. März bis 30. 
September. 

Sollen Fäll-, Rodungs-, und Schnittarbeiten zur Räumung des Baufeldes innerhalb der 
Vogelbrutzeit durchgeführt werden, ist der Unteren Naturschutzbehörde beim LRA Alb-
Donau-Kreis durch einen Fachkundigen ein Nachweis zu erbringen, dass 
Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG nicht ausgelöst werden. 

8.2 Umweltschonende Beleuchtung 

Bei der Beleuchtung der Gebäude und/oder Gärten ist gemäß der neuen Vorgaben im 
novellierten NatSchG Baden-Württemberg auf „insektenfreundliche“ Beleuchtung zu achten 
(siehe dazu das „Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland und zur Änderung 
weiterer Vorschriften“ vom 18. August 2021 und SCHROER et al. 2019.) 

Bei der Auswahl der Beleuchtung ist die Dimensionierung in Höhe und Anzahl der Leuchten 
sowie bei der Wahl des Leuchtmittels zu berücksichtigen, dass eine Störung für Tier- und 
Pflanzenwelt sowie des Wohnumfeldes und des Straßenverkehrs minimiert oder 
ausgeschlossen wird. Geeignet sind hierzu sind Natriumdampflampen oder Lampen mit 
einem niedrigeren Blau- und Ultraviolettspektrum als diese (z.B. LED). Des Weiteren sind 
Leuchten zu verwendet werden, die abgeschirmt sind und nur gewünschte Bereiche 
erhellen. 

8.3 Vogelschutz 

Bei allen neuen Gebäuden stellen Elemente wie Eckverglasungen, (begrünte) verglaste 
Dachterrassen, gläserne Verbindungsgänge und -tunnel sowie (Lärm-) Schutz- und Bal-
konwände aus Glas, aber auch stark spiegelnde Flächen latente Gefahren für Vögel dar. 
Solche Glas-Flächen sind für die Tiere entweder wegen ihrer Transparenz, durch die die 
dahinterliegende Landschaft sichtbar ist, oder durch die Spiegelung von Gehölzen o. ä. 
nicht als Hindernis erkennbar, d. h. es besteht die Gefahr, dass die Tiere mit den Flächen 
kollidieren und sich verletzen oder sogar sterben (sog. ‚Vogelschlag‘; vgl. BAYLFU 2019, 
RÖSSLER et al. 2022). Derzeit wird davon ausgegangen, dass allein in Deutschland jährlich 
über 5% der bei uns vorkommenden Vögel (das sind ca. 100 Millionen!) so umkommen 
(Lag-VSW 2017).  

Deshalb müssen  
• beim Einbau von Fenstern und Glasflächen mit zusammenhängenden 

Glasbereichen >5 m. oder  
• bei Gebäudebereichen mit hoher Durchsicht oder flächiger Spiegelung der 

Umgebung sowie  
• bei transparenter Eckverglasung auf mindestens einer Seite  

geeignete Materialien, die von wissenschaftlich anerkannten Einrichtungen als wirksam 
getestet wurden, als vogelschlagreduzierende Maßnahmen eingesetzt werden. Der 
individuelle Nachweis der Eignung dieser Maßnahmen bzw. Materialien ist der Kommune im 
Rahmen des Bauantrags zu erbringen.  

Gute Beispiele hierzu finden sich bei RÖSSLER et al. (2022), u. a. nichttransparente 
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Markierungen, Muster, Netze oder Gitter in ausreichend engem Abstand, sichtbare Muster, 
die direkt in das Glas geätzt oder per Siebdruck aufgebracht werden, Scheiben, die per 
Sandstrahlung partiell mattiert werden, oder auch halbtransparente Materialien wie Milch-
glas, Glasbausteine oder farbiges Glas. [Zu beachten ist, dass Vogel-Silhouetten (z. B. 
Aufkleber) nicht geeignet sind und auch so genanntes „Vogelschutzglas“ teilweise un-
wirksam ist!] 

 

9. Landwirtschaftliche Immissionen 
Bei der Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen entstehen Geruchs-, Staub- und 
Lärmimmissionen die sporadisch zu Belästigungen im Plangebiet führen können. Ebenso 
sind die zulässigen Immissionen von landwirtschaftlichen Betrieben hinzunehmen.  

 

10. Lärmimmissionsschutz 
Immissionen aus angrenzenden Nutzungen 

Bei Veranstaltungen auf dem Festplatz, die im Einzelfall nach den Kriterien seltener 
Ereignisse der Freizeitrichtlinie genehmigt werden können, sind bei Musikveranstaltungen 
Überschreitungen des Richtwerts für Allgemeine Wohngebiete zu erwarten. 

Daher wird aus schalltechnischer Sicht empfohlen, zur Reduzierung von Lärmbelastungen 
und Minimierung des Konfliktpotenzials und zur Sicherstellung eines ausreichenden 
Luftwechsels bei geschlossenen Fenstern, den Einbau von schalldämmenden, fenster-
unabhängigen Lüftungseinrichtungen in den Schlaf- und Kinderzimmern an geplanten 
Wohngebäuden im Einwirkungsbereich vorzusehen. Die betroffenen Wohngebäude sind 
den Plänen Nr. 2213-04 und 2213-05 der schalltechnischen Stellungnahme zum 
“Lärmschutz Wetterkreuz II, Erbach-Ersingen – Ergänzung Festplatz“ (ISIS Ingenieurbüro 
für Schallimmissionsschutz, Stand 16.09.2025) als hellblau dargestellte geplanten 
Wohngebäude zu entnehmen. 

Im Einzelfall ist der Verzicht auf Lüftungseinrichtungen bei einer vom Standort des Festzelts 
abgewandten Orientierung der schutzbedürftigen Räume zu prüfen. 

Der Einbau von Lüftungseinrichtungen soll im Rahmen des jeweiligen Bauantrags nachge-
wiesen werden. 

Gebietsnutzung 

Bei der Aufstellung von Klimageräten, Kühlgeräten, Lüftungsgeräten, Luft-Wärme-Pumpen, 
Mini-Blockheizkraftwerken und ähnlichen Anlagen sind die sich aus den Vorgaben des     
LAI "Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten" 
ergebenden Mindestabstände zur benachbarten Wohnbebauung zu beachten.   
 

Der Leitfaden ist unter folgendem Link abrufbar: 
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/leitfaden 
_verbesserung_schutz_gegen_laerm_bei_stat_geraete_1588594414.pdf 

 

11. Ermittlung Bestandsleitungen / Erschließungsmaßnahme 
Vor Beginn von Erschließungsmaßnahmen besteht eine Erkundungspflicht möglicher vor-
handener Bestandsleitungen. 

Die technische Erschließungsplanung ist frühzeitig mit den Leitungs- und Versorgungsträ-
gern abzustimmen. 

 

12. Vorbeugender Brandschutz 
Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist eine Menge von 48 m3 pro Stunde über 
einen Zeitraum von 2 Stunden vorzusehen.  
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Die Hydranten sind so anzuordnen, dass sie die Wasserentnahme leicht ermöglichen. 

Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung und zur 
Rettung von Personen muss in einer Entfernung von 75 Metern Lauflinie bis zum Zugang 
des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichergestellt sein.  

Entnahmestellen mit verminderter Leistung sind vertretbar, wenn die gesamte Löschwasser-
menge des Grundschutzes in einem Umkreis (Radius) von 300 Metern aus maximal 2 Ent-
nahmestellen sichergestellt ist.  

Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen welche auch der Löschwasser-
versorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 Meter nicht übersteigen. Größere Abstände 
von Hydranten bedürfen der Kompensation durch geeignete Löschwasserentnahmestellen.  

Bei der oben genannten Löschwasserentnahme aus Hydranten (Nennleistung) darf der 
Betriebsdruck 1,5 bar nicht unterschreiten.  

Der Punkt 3.7 aus der VwV Feuerwehrflächen ist zu beachten. 
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D Artenverwendungsliste 
 

Mit * gekennzeichnete Arten sind der Auswahl aus der GALK-Straßenbaumliste 
„Zukunftsbäume für die Stadt“ 1  entnommen. Spezielle Sorten werden hier nicht gesondert 
aufgeführt. 

Gebietsheimische Gehölze sollten aus dem Vorkommensgebiet 6.1 „Alpenvorland“ oder 
alternativ 5.2 „Schwäbische und Fränkische Alb“ stammen. Diese sind in der nachfolgenden 
Liste fett markiert. 

Obstgehölze, wie beispielsweise Apfel, Birne, Pflaume, Kirsche und Quitte sind zulässig. Bei 
der Auswahl ist darauf zu achten, dass Hochstämme mit einem Kronenansatz von ca. 1,6 m 
gepflanzt werden. Erst dadurch wirkt der Baum ortsbildprägend. 

Das Anpflanzen von Koniferen und Nadelgehölzen ist, mit Ausnahme von Eiben (Taxus 
baccata), nicht zulässig. 
Die einzelnen Gehölzarten sind vor Anpflanzung auf ihre Standorteignung und Verwendung 
zu prüfen. Bei der Pflanzung von Großbäumen ist der hohe Platzbedarf zu berücksichtigen, 
den der Baum benötigt, wenn er langfristig gesund und prägend Bestand haben soll. 

Bei engen Pflanzverhältnissen empfiehlt sich eher die Pflanzung von Bäumen II. Ordnung, 
einschließlich der Obstbäume. Auf eventuelle Konflikte zwischen früchtetragenden 
Gehölzen und dem ruhenden Verkehr wird hingewiesen. 

Für die Pflanzungen gilt eine Mindestqualität zum Zeitpunkt der Pflanzung von:  

Hochstamm, STU > 16 cm in 1 m Höhe 

Für Strauchpflanzungen gilt eine Mindestgröße von: Höhe 100-150 cm 

 
Bäume Wuchsklasse I. Ordnung (Höhe 20-30 m) 
Spitzahorn* Acer platanoides  
Bergahorn Acer pseudoplatanus 
Ginkgo* Ginkgo bilboa 
Platane* Platanus acerifolia 
Zerreiche* Quercus cerris 
Traubeneiche* Quercus petraea 
Stieleiche* Quercus robur 
Amerikanische Roteiche* Quercus rubra 
Robinie* Robinia pseudoacacia 
Amerikanische Linde* Tilia americana 
Winterlinde Tilia cordata 
Silberlinde* Tilia tomentosa 
Kaiserlinde* Tilia x europaea 

 
Bäume Wuchsklasse II. Ordnung (Höhe 7-20 m) 
Feldahorn* Acer campestre 
Purpurerle* Alnus x spaethii 
Felsenbirne* Amelanchier arborea 
Sandbirke Betula pendula 
Hainbuche Carpinus betulus 
Kornelkirsche* Cornus mas 
Baumhasel* Corylus colurna 
Apfeldorn* Crateagus lavallei 
Pflaumenblättriger Weißdorn* Crataegus x prunifolia 

                                                        
1 Bund deutscher Baumschulen (BdB) e.V., Deutsche Gartenamtsleiterkonferenz (GALK) e.V. (Hrsg.): 
Zukunftsbäume   für die Stadt – Auswahl aus der GALK-Straßenbaumliste 
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Weißesche* Fraxinus americana 
Blumenesche* Fraxinus ornus 
Grünesche* Fraxinus pennsylvanica 
Gleditschie* Gleditsia triacanthos 
Blasenesche* Koelreuteria paniculata 
Amberbaum* Liquidambar styraciflua 
Baummagnolie* Magnolia kobus 
Wollapfel* Malus tschonoskii 
Hopfenbuche* Ostrya carpinifolia 
Vogel-Kirsche  Prunus avium 
Gewöhnliche Traubenkirsche  Prunus padus 
Schnurbaum* Sophora japonica 
Mehlbeere* Sorbus aria 
Eberesche Sorbus aucuparia 
Schwedische Mehlbeere* Sorbus intermedia 
Thüringische Säulen-Mehlbeere* Sorbus x thuringiaca 
Europäische Eibe Taxus baccata 
Kegellinde* Tilia x flavescens 
Feldulme Ulmus minor 

 
 
 

Sträucher 
Hartriegel Cornus sanguinea 
Hasel Corylus avellana 
Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 
Faulbaum Frangula alnus  
Liguster Ligustrum vulgare 
Heckenkirsche Lonicera xylosteum 
Schlehe Prunus spinosa 
Kreuzdorn Rhamnus cathartica 
Hundsrose Rosa canina  
Salweide Salix caprea 
Schwarzer Holunder Sambucus nigra 
Wolliger Schneeball Viburnum lantana 
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Ausfertigung: 
 

Der textliche und zeichnerische Teil des Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften 
„Ersingen Wetterkreuz II“ in der Fassung vom _______ stimmen mit dem Satzungsbe-
schluss des Gemeinderates vom _____________ überein 

 

Erbach, den ____________ 

 

 

_______________________ 

Achim Gaus, Bürgermeister 

 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes durch öffentliche Bekanntmachung am _____________ 

(gem. §10 Abs. 3 BauGB)  

 

Inkrafttreten der Örtlichen Bauvorschriften durch öffentliche Bekanntmachung am 
____________ 

(gem. §10 Abs.3 BauGB) 

 

 

_____________________ 

Achim Gaus, Bürgermeister 

 

 

 

 


